
 

  

S 1 U 5048/01 L

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Unfallversicherung
Abteilung 17
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 1 U 5048/01 L
Datum 22.12.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 17 U 36/04
Datum 28.10.2004

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom
22.12.2003 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die Anerkennung von GesundheitsstÃ¶rungen der
LendenwirbelsÃ¤ule (LWS) als Folge des Arbeitsunfalles vom 15.06.2000 streitig.

Der 1956 geborene KlÃ¤ger erlitt am 15.06.2000 einen Arbeitsunfall. Beim
Abschrauben von Eternit-Zementplatten vom Dach einer Maschinenhalle brach eine
Platte durch. Der KlÃ¤ger stÃ¼rzte ca. 2 bis 3 Meter tief in die Halle auf eine
Kehrmaschine. Er erlitt zwei Risswunden am rechten Bein, die bluteten. Beide Knie
sind â�� nach Angaben des KlÃ¤gers â�� sofort angeschwollen. Der OrthopÃ¤de
Dr.M. , den der KlÃ¤ger erstmals am 28.07.2000 aufsuchte, ging von einer
schweren Distorsion des linken Kniegelenks mit Verdacht auf InnenmeniskuslÃ¤sion
aus (H-Arzt-Bericht vom 28.07.2000). Er unterstellte aufgrund des
Kernspintomogramms vom 21.11.2000 auch eine unfallbedingte MeniskuslÃ¤sion
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des rechten Kniegelenks (Arztbericht vom 05.12.2000). ArbeitsunfÃ¤hig krank war
der KlÃ¤ger bis 13.09.2000.

Die Beklagte holte ein Gutachten des Chirurgen Prof. Dr.H. vom 17.04.2001 ein.
Dieser sah als unfallbedingte Verletzung eine SchÃ¼rfwunde des rechten
Kniegelenks, ZerreiÃ�ung des vorderen Kreuzbandes des rechten Kniegelenks mit
Beteiligung des Innenmeniskus sowie teilweiser Muskelriss der
Oberschenkelstrecker links an. Die Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE)
schÃ¤tzte er fÃ¼r einen Zeitraum von sechs Monaten mit 20 vH, danach mit 10 vH
ein.

Nach Stellungnahme ihres beratenden Arztes Dr.P. vom 10.05.2001 / 13.06.2001
erkannte die Beklagte mit Bescheid vom 25.07.2001 den Unfall vom 15.06.2000 als
Arbeitsunfall an. Sie ging von einem Riss des vorderen Kreuzbandes des rechten
Kniegelenks sowie einem Innenmeniskusriss des rechten Kniegelenks aus. Als
Unfallfolgen sah sie an: Lockerung der BandfÃ¼hrung des rechten Kniegelenks
(InstabilitÃ¤t), MuskelverschmÃ¤chtigung des rechten Beines. Sie gewÃ¤hrte fÃ¼r
die Zeit vom 13.09.2000 bis 05.05.2001 eine Teilrente nach einer MdE von 20 vH.

Im anschlieÃ�enden Widerspruchsverfahren holte die Beklagte nach erneuten
Stellungnahmen des Beratungsarztes Dr.P. vom 12.08.2001 / 25.08.2001 einen
Arztbericht des OrthopÃ¤den Dr.F. vom 13.09.2001 ein. Mit Bescheid vom
29.10.2001 erkannte sie als weitere Unfallverletzung einen "Einriss des
Oberschenkelstreckmuskels links" an, wies aber im Ã�brigen den Widerspruch
zurÃ¼ck.

Gegen diese Bescheide hat der KlÃ¤ger Klage zum Sozialgericht NÃ¼rnberg (SG)
erhoben und beantragt, die bei ihm vorliegenden WirbelsÃ¤ulenprobleme als
Unfallfolgen anzuerkennen und zu entschÃ¤digen. Er hat vorgetragen, dass die
WirbelsÃ¤ule durch den enormen Druck anlÃ¤sslich des Sturzes gestaucht worden
sei. Dies habe letztlich zur Quetschung von Bandscheiben und dem Verschieben von
WirbelkÃ¶rpern gefÃ¼hrt. In der Zeit vor dem Arbeitsunfall habe er keine
Verletzungen an der WirbelsÃ¤ule erlitten.

Das SG hat Befundberichte des OrthopÃ¤den Dr.F. vom 23.05.2003 und des
Allgemeinarztes Dr.E. vom 08.07.2003, eine Krankheitenauskunft der AOK Bayern
-Direktion Mittelfranken- vom 15.05.2003 sowie die Schwerbehindertenakte des
Amtes fÃ¼r Versorgung und FamilienfÃ¶rderung (AVF) N. zum Verfahren
beigezogen. AnschlieÃ�end hat der Chirurg Dr.S. am 13.10.2003 / 13.12.2003 ein
Gutachten erstellt. Er sah als unfallbedingte Verletzungen eine SchÃ¼rfwunde am
rechten Knie, Verstauchung des rechten Kniegelenks mit vorderer Kreuzbandruptur
und Schaden am Innenmeniskushinterhorn, teilweiser Muskelriss des Halbsehnen-
und Blattsehnenmuskels am linken Bein an. Die hierdurch bedingte MdE betrage bis
05.05.2001 20 vH, danach 10 vH.

Der KlÃ¤ger hat dem widersprochen und ausgefÃ¼hrt, dass er mit dem SteiÃ�bein
auf die in der Maschinenhalle stehende Kehrmaschine gefallen sei. Bereits am
28.07.2000 habe er deutliche Schmerzen in der WirbelsÃ¤ule verspÃ¼rt. Die
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spÃ¤ter festgestellte Verschiebung der Lendwirbel sei durch den Unfall zu
erklÃ¤ren.

Mit Urteil vom 22.12.2003 hat das SG die Klage abgewiesen. Es hat ausgefÃ¼hrt,
dass es am ursÃ¤chlichen Zusammenhang zwischen dem Unfall und der jetzt beim
KlÃ¤ger vorliegenden WirbelsÃ¤ulenbeschwerden fehle.

Gegen dieses Urteil hat der KlÃ¤ger Berufung eingelegt und vorgetragen, dass die
zweifelsohne bestehenden WirbelsÃ¤ulenbeschwerden Folge des Arbeitsunfalles
seien. Er habe die Schmerzen im Lendenwirbelbereich sowohl bei Dr.M. als auch bei
Dr.E. angesprochen.

Der Berichterstatter hat die Schwerbehindertenakte des AVF N. , die Akte des SG
NÃ¼rnberg aus der Arbeiterrentenversicherungs-Streitsache S 3 RA 359/02 sowie
die einschlÃ¤gigen RÃ¶ntgen- und CT-Aufnahmen zum Verfahren beigezogen.
Sodann hat Prof. Dr.S. am 16.07.2004 ein orthopÃ¤disches Gutachten erstellt und
keine im Bereich der WirbelsÃ¤ule allein oder durch den Unfall wesentlich
mitverursachten GesundheitsstÃ¶rungen vorgefunden. Er hat die MdE aufgrund der
muskulÃ¤r kompensierbaren InstabilitÃ¤t des rechten Kniegelenks mit 10 vH
eingeschÃ¤tzt.

Der KlÃ¤ger beantragt, die Beklagte unter Aufhebung des Urteils des SG NÃ¼rnberg
vom 22.12.2003 sowie unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 25.07.2001 in der
Fassung des Widerspruchsbescheides vom 19.10.2001 zu verurteilen, bei ihm
WirbelsÃ¤ulenschÃ¤den als Unfallfolgen anzuerkennen und mit einer MdE von
mindestens 20 vH zu entschÃ¤digen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des SG
NÃ¼rnberg vom 22.12.2003 zurÃ¼ckzuweisen.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 28.10.2004 haben sich die Beteiligten damit
einverstanden erklÃ¤rt, dass der Berichterstatter in der Sache als Einzelrichter
entscheidet.

ErgÃ¤nzend wird auf die Verwaltungsakte der Beklagten, die Gerichtsakten erster
und zweiter Instanz sowie die Schwerbehindertenakte des AVF N. Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung ist zulÃ¤ssig, sachlich aber nicht begrÃ¼ndet.

Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Verletztenrente, da die
Voraussetzungen nicht erfÃ¼llt sind.

Im Hinblick auf die eingehende Auseinandersetzung mit dem Sach- und Streitstoff
durch das SG in den EntscheidungsgrÃ¼nden des angefochtenen Urteils ist die
Berufung nach Â§ 153 Abs 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) aus den GrÃ¼nden des
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angefochtenen Urteils als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckzuweisen.

ErgÃ¤nzend ist auszufÃ¼hren, dass die vom Berichterstatter vorgenommene
weitere SachaufklÃ¤rung keine Anhaltspunkte erbracht hat, mit denen das
Begehren des KlÃ¤gers zu begrÃ¼nden wÃ¤re.

Auch das von Prof Dr.S. im Berufungsverfahren eingeholte orthopÃ¤dische
Gutachten im Bereich der WirbelsÃ¤ule konnte keine allein oder durch den Unfall
wesentlich mitverursachten GesundheitsstÃ¶rungen feststellen. Prof. Dr.S. geht mit
Ã¼berzeugenden GrÃ¼nden davon aus, dass das Sturzereignis nicht geeignet
gewesen war, eine gesunde Bandscheibe zu schÃ¤digen. Auch hat sich nach dem
Unfall keine eindeutige radikulÃ¤re Symptomatik prÃ¤zisieren lassen. Zudem sind
im H-Arztbericht vom 28.07.2000, also ca. sechs Wochen nach dem Unfallereignis,
keine WirbelsÃ¤ulenbeschwerden dokumentiert worden. Vielmehr wurden die
Beschwerden an der WirbelsÃ¤ule erst sehr verzÃ¶gert vom KlÃ¤ger bei
Arztbesuchen vorgetragen. Damit kann das fÃ¼r die traumatische Genese eines
Bandscheibenvorfalles geforderte unmittelbar einsetzende typische Beschwerdebild
als nicht gegeben angesehen werden. Als wesentlicher Unfallschaden bleibt nur
eine Verletzung des vorderen Kreuzbandes am rechten Kniegelenk Ã¼brig. Die
klinische StabilitÃ¤tsprÃ¼fung war dort nur eingeschrÃ¤nkt mÃ¶glich. Angesichts
der kernspintomografischen Befunde kann nur von einer vorderen
KniegelenksinstabilitÃ¤t ausgegangen werden, die muskulÃ¤r kompensierbar ist.
Die MdE hierfÃ¼r lÃ¤sst sich aber nur mit 10 vH bewerten. Im Ã�brigen hat der
Berichterstatter alle vom KlÃ¤ger angegebenen und aus der Verwaltungsakte
erkennbaren RÃ¶ntgen- und CT-Aufnahmen zum Verfahren beigezogen,
insbesondere auch von Dr.K â�¦

Die Berufung des KlÃ¤gers ist als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckzuweisen.

Der Berichterstatter konnte im EinverstÃ¤ndnis mit den Beteiligten anstelle des
Senats entscheiden (Â§ 155 Abs 3, 4 SGG).

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Erstellt am: 17.05.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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